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Beschluss vom 27. März 2019 

 

in Sachen 

 

A._____,  

Beschwerdeführer 

 

gegen 

 

B._____ in Liquidation,  

Beschwerdegegnerin 

 

vertreten durch Sicherheitsfonds C._____,  

 

betreffend Nichtigkeit einer Betreibung 
 
Beschwerde gegen ein Urteil der I. Abteilung des Bezirksgerichtes Dielsdorf vom 

8. Januar 2019 (CB180016) 
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Erwägungen: 

I. 

1. Im Juni 2018 leitete die B._____ in Liquidation beim Betreibungsamt D._____ 

gegen A._____ für eine Forderung von 3,7 Mio. Franken zuzüglich 5 % Zins seit 

12. November 2010 die Betreibung ein (Zahlungsbefehl vom 22. Juni 2018, Be-

treibung Nr. …). Der Betreibungsschuldner erhob Rechtsvorschlag (act. 2, 6/1–6).  

2. Mit Eingabe an das Bezirksgericht Dielsdorf als untere kantonale Aufsichtsbe-

hörde über die Betreibungsämter vom 5. Juli 2018 erhob der Betreibungsschuld-

ner Beschwerde wegen "rechtsmissbräuchlicher Betreibung". Er beantragte zur 

Hauptsache, der Eintrag im Betreibungsregisterauszug sei zu löschen (act. 1). 

Das Bezirksgericht wies die Beschwerde mit Urteil vom 8. Januar 2019 ab. Es 

verneinte einen "offenbaren Rechtsmissbrauch" (act. 15 Erw. 12 S. 14 unten). 

3. Gegen diesen Entscheid erhob der Betreibungsschuldner beim Obergericht mit 

Eingabe vom 2. Februar 2019 Beschwerde. Er beantragte, die Entscheidung sei 

"abzuweisen", und ersuchte im Übrigen um Verlängerung der Beschwerdefrist, 

damit er eine substanzielle Begründung nachreichen könne. Er machte geltend, 

sein Rechtsberater sei krankheitsbedingt nicht erreichbar (act. 16). 

Noch am Tag des Eingangs der Beschwerde wurde dem Betreibungsschuldner 

mit Schreiben vom 5. Februar 2019 mitgeteilt, dass die 10-tägige Beschwerdefrist 

des Art. 18 Abs. 1 SchKG nicht verlängert werden könne; die Beschwerde müsse 

innert Frist mit Beschwerdeantrag und vollständiger rechtsgenügender Begrün-

dung eingereicht werden (act. 18 f.). Der Betreibungsschuldner liess sich nicht 

mehr vernehmen. 

II. 

1. Aus den beigezogenen erstinstanzlichen Akten ergibt sich, dass der angefoch-

tene Entscheid dem Betreibungsschuldner am 23. Januar 2019 zugestellt wurde 
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(act. 13/1). Die zehntägige Beschwerdefrist lief somit am Montag, 4. Februar 2019 

ab (Art. 31 SchKG i.V.m. Art. 142 ZPO). Die an diesem Tag bei der Post aufge-

gebene Beschwerde vom 2. Februar 2019 ist rechtzeitig. 

2. Neben Art. 20a Abs. 2 SchKG sind auf den Weiterzug des angefochtenen Ent-

scheides der unteren kantonalen Aufsichtsbehörde gestützt auf Art. 20a Abs. 3 

SchKG in Verbindung mit § 18 EG SchKG und § 84 GOG sinngemäss die 

Art. 319 ff. ZPO anwendbar. Gemäss Art. 321 ZPO ist die Beschwerde bei der 

Rechtsmittelinstanz schriftlich und begründet einzureichen. Nach der Rechtspre-

chung ist im Einzelnen darzulegen, aus welchen Gründen der angefochtene Ent-

scheid unrichtig sein soll und inwiefern er abzuändern sei. Der Rechtsmittelkläger 

muss sich mit den Erwägungen des vorinstanzlichen Entscheids auseinander-

setzen. Bei Eingaben von Laien wird sehr wenig verlangt. Als Antrag genügt eine 

Formulierung, aus der sich mit gutem Willen herauslesen lässt, wie das Oberge-

richt entscheiden soll. Zur Begründung muss wenigstens rudimentär dargelegt 

werden, an welchen Mängeln der angefochtene Entscheid nach Auffassung der 

Partei leidet (OGer ZH PS110192 vom 21. Februar 2012 Erw. 5.1). Enthält die 

Beschwerde keinen rechtsgenügenden Antrag oder keine Begründung, ist darauf 

nicht einzutreten. 

Wie vor Vorinstanz beantragt der Betreibungsschuldner auch im Rechtsmittelver-

fahren sinngemäss die Nichtigerklärung der Betreibung. Eine Beschwerdebe-

gründung, d.h. eine Auseinandersetzung mit dem vorinstanzlichen Entscheid, 

aber fehlt. Auf die Beschwerde gegen den vorinstanzlichen Entscheid ist deshalb 

mangels Begründung nicht einzutreten. 

3. Festzuhalten ist dennoch, dass sich die Vorinstanz mit den Voraussetzungen 

der Rechtsmissbräuchlichkeit bzw. Nichtigkeit der Betreibung sorgfältig auseinan-

dergesetzt hat (act. 15 Erw. 10–12 S. 7–13). Die Kammer hätte an ihrer Stelle 

nicht anders entschieden. Der Beschwerdeführer ist schliesslich auf die Möglich-

keit eines Gesuchs um Nichtbekanntgabe der Betreibung an Dritte gemäss dem 

am 1. Januar 2019 in Kraft getretenen Art. 8a Abs. 3 lit. d SchKG hinzuweisen – 

dafür müsste die Beschwerdegegnerin ab Zustellung des Zahlungsbefehls drei 

Monate untätig geblieben sein. 
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4. Das Beschwerdeverfahren vor den kantonalen SchK-Aufsichtsbehörden ist 

grundsätzlich kostenlos (Art. 20a Abs. 2 Ziff. 5 SchKG; Art. 61 Abs. 2 lit. a GebV 

SchKG); Parteientschädigungen sind nicht zuzusprechen (Art. 62 GebV SchKG). 

Es wird beschlossen: 

1. Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten. 

2. Es werden keine Kosten erhoben. 

3. Es werden keine Entschädigungen zugesprochen. 

4. Schriftliche Mitteilung an die Parteien, an die Beschwerdegegnerin unter 

Beilage des Doppels von act. 16, an die Vorinstanz und an das Betrei-

bungsamt D._____, je gegen Empfangsschein. 

Die erstinstanzlichen Akten gehen nach unbenütztem Ablauf der Rechtsmit-

telfrist an die Vorinstanz zurück. 

5. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 

10 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 

1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Be-

schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder 

Art. 113 ff. (subsidiäre Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42 

des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BGG). 

Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG. 

Es handelt sich um einen Entscheid der kantonalen Aufsichtsbehörde in Schuldbetrei-
bungs- und Konkurssachen im Sinne von Art. 74 Abs. 2 lit. c BGG.  
Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung. 
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Obergericht des Kantons Zürich 

II. Zivilkammer 
 

Der Gerichtsschreiber: 
 
 

lic. iur. M. Isler 
 
 
versandt am: 
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